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BERATUNGEN ÜBER GESETZGEBUNGSAKTE 
(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 16 Absatz 8 des Vertrags über die Europäische Union) 
 
A-PUNKTE 
 
1. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 

einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaats-
angehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, 
sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten 
a) Festlegung des Standpunkts des Rates in erster Lesung 
b) Annahme der Begründung des Rates 

13036/11 MIGR 130 SOC 660 CODEC 1240 
 + REV 2  

+ ADD 1 
16170/11 CODEC 1841 MIGR 167 SOC 927 OC 18 

 
 Der Rat legte seinen Standpunkt in erster Lesung gemäß Artikel 294 Absatz 5 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union fest. Im Einklang mit den den Verträgen bei-

gefügten einschlägigen Protokollen nahmen die dänische, die irische und die britische Dele-

gation nicht an der Abstimmung teil. (Rechtsgrundlage: Artikel 114 AEUV). 

 
 
2. Initiative des Königreichs Belgien, der Republik Bulgarien, des Königreichs Spanien, 

der Republik Estland, der Französischen Republik, der Republik Ungarn, der 
Italienischen Republik, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik, Rumäniens, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden für eine Richtlinie des Euro-
päischen Parlaments und des Rates über die Europäische Schutzanordnung 
a) Festlegung des Standpunkts des Rates in erster Lesung 
b) Annahme der Begründung des Rates 

15571/11 REV 1 COPEN 272 CODEC 1695 
+ REV 1 ADD 1 

16613/11 CODEC 1941 COPEN 311 JUSTCIV 307 OC 19 
+ ADD 1 

 
 Der Rat legte seinen Standpunkt in erster Lesung gemäß Artikel 294 Absatz 5 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union fest. Im Einklang mit den den Verträgen bei-

gefügten einschlägigen Protokollen nahmen die dänische, die irische und die britische Dele-

gation nicht an der Abstimmung teil. (Rechtsgrundlage: Artikel 114 AEUV). 

 
Erklärung des Rates zum umfassenden Ansatz zur Frage der Anerkennung von 
Schutzmaßnahmen 
 
"Der Rat begrüßt die Annahme der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Europäische Schutzanordnung, die ein wichtiges Instrument für den Schutz der Opfer 
von Straftaten in der Europäischen Union darstellt.
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In Anbetracht der Tatsache, dass der Schwerpunkt dieser Richtlinie auf Schutzmaßnahmen in 
Strafsachen liegt, und angesichts der unterschiedlichen Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten 
in diesem Bereich ist sich der Rat bewusst, dass dieses Instrument künftig durch einen ver-
gleichbaren Mechanismus für die gegenseitige Anerkennung von Schutzmaßnahmen in Zivil-
sachen ergänzt werden muss. 
 
Der Rat weist diesbezüglich darauf hin, dass der von der Kommission am 18. Mai 2011 vor-
gelegte Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
gegenseitige Anerkennung von Schutzmaßnahmen in Zivilsachen gegenwärtig von den Vor-
bereitungsgremien des Rates geprüft wird. 
 
Im Einklang mit seiner Entschließung vom 10. Juni 2011 über einen Fahrplan zur Stärkung 
der Rechte und des Schutzes von Opfern, insbesondere in Strafverfahren (siehe Maß-
nahme "C"), verpflichtet sich der Rat, diesen Vorschlag weiterhin vorrangig zu prüfen. Er 
verpflichtet sich ferner, dafür zu sorgen, dass dieses Instrument die Richtlinie über die Euro-
päische Schutzanordnung ergänzt, so dass aufgrund des kombinierten Anwendungsbereichs 
beider Instrumente die Mitgliedstaaten ungeachtet der Art ihrer nationalen Regelungen in 
Bezug auf eine größtmögliche Anzahl von Schutzmaßnahmen für die Opfer untereinander 
zusammenarbeiten können." 

 
 
3. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-

rung der Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates zur Einführung besonderer 
Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Euro-
päischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete 

PE-CONS 47/11 COWEB 177 WTO 294 AGRI 563 UD 206 TDC 16 
CODEC 1345 

 
 Der Rat billigte die im Standpunkt des Europäischen Parlaments in erster Lesung enthaltene 

Abänderung und erließ den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung gemäß 

Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. (Rechts-

grundlage: Artikel 207 Absatz 2 AEUV). 

 
Erklärung des Rates 
 
"Die Bezugnahmen auf das Kosovo in dieser Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates zur Einführung 
besonderer Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der 
Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete lassen die 
Positionen der Mitgliedstaaten zum Status des Kosovo unberührt." 
 
 
Gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Europäischen 
Kommission zur Wahl der Verfahren für die Annahme von Durchführungsrechtsakten 
 
"Das Europäische Parlament, der Rat und die Europäische Kommission erklären, dass die 
Wahl der Verfahren für die Annahme von Durchführungsrechtsakten zu diesem Vorschlag die 
Wahl von Verfahren zu künftigen Vorschlägen nicht berührt und auch kein Präzedenzfall für 
künftige Vorschläge ist." 
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4. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Mindest-
normen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz und über den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes (Neufassung)  

PE-CONS 50/11 ASILE 73 CODEC 1397 
 + REV 1 (es) 
 + REV 2 (de) 

 
 Der Rat billigte die im Standpunkt des Europäischen Parlaments in erster Lesung enthaltenen 

Abänderungen und nahm den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung 
gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
gegen die Stimme der maltesischen Delegation an. Im Einklang mit den den Verträgen beige-
fügten einschlägigen Protokollen nahmen die dänische, die irische und die britische Dele-
gation nicht an der Abstimmung teil. (Rechtsgrundlage: Artikel 78 Absatz 2 Buchstaben a 
und b AEUV). 

 
Gemeinsame Politische Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission zu erläuternden Dokumenten 
 
"Die Organe sind sich der Tatsache bewusst, dass die Informationen, die die Mitgliedstaaten 
der Kommission hinsichtlich der Umsetzung von Richtlinien in innerstaatliches Recht ertei-
len, 'klar und genau sein müssen'1, um der Kommission die Erfüllung ihrer Aufgabe, die 
Anwendung des Unionsrechts zu überwachen, zu erleichtern. Vor diesem Hintergrund 
begrüßen das Europäische Parlament und der Rat die Gemeinsame Politische Erklärung der 
Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Dokumenten. 
 
Die Organe kommen daher wie folgt überein: Wenn die Notwendigkeit und die Verhältnis-
mäßigkeit der Übermittlung derartiger Dokumente gemäß der Gemeinsamen Politischen 
Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Dokumenten gerecht-
fertigt sind, wird der folgende Erwägungsgrund in die betreffende Richtlinie aufgenommen:  
 
'Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission zu 
erläuternden Dokumenten vom [Datum] haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in 
begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere 
Dokument(e) zu übermitteln, in dem bzw. denen der Zusammenhang zwischen den Bestand-
teilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Umsetzungs-
instrumente erläutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber die Über-
mittlung derartiger Dokumente für gerechtfertigt.' 
 
Die Kommission wird dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 1. November 2013 
über die Umsetzung der beiden Gemeinsamen Politischen Erklärungen zu erläuternden 
Dokumenten Bericht erstatten. 
 
Die Organe verpflichten sich, diese Grundsätze ab dem 1. November 2011 auf neue und 
anhängige Richtlinienvorschläge anzuwenden; davon ausgenommen sind die Vorschläge, 
über die das Europäische Parlament und der Rat bereits eine Einigung erzielt haben." 

                                                 
1 Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2009 in der Rechtssache C-427/07, 

Randnummer 107, und die dort zitierte Rechtsprechung. 
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Gemeinsame Politische Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläu-
ternden Dokumenten 
 
"In Artikel 288 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist Folgendes 
festgelegt: 'Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich 
des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl 
der Form und der Mittel'. 
 
Die Mitgliedstaaten und die Kommission sind sich der Tatsache bewusst, dass die effektive 
Durchführung des Unionsrechts eine Vorbedingung für das Erreichen der politischen Ziele 
der Union darstellt und dass diese Durchführung, die zwar in erster Linie in die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten fällt, gleichwohl eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse ist, da 
sie unter anderem dem Ziel dient, gleiche Ausgangsbedingungen in allen Mitgliedstaaten zu 
schaffen.  
 
Die Mitgliedstaaten und die Kommission sind sich der Tatsache bewusst, dass die korrekte 
und fristgerechte Umsetzung von Unionsrichtlinien eine rechtliche Verpflichtung darstellt. Sie 
stellen fest, dass die Verträge der Kommission die Aufgabe übertragen, die Anwendung des 
Unionsrechts unter der Kontrolle des Gerichtshofs zu überwachen, und sind der gemeinsamen 
Auffassung, dass die Mitteilung von Umsetzungsmaßnahmen der Kommission die Erfüllung 
dieser Aufgabe erleichtern sollte.  
 
In diesem Zusammenhang sind sich die Mitgliedstaaten der Tatsache bewusst, dass die Infor-
mationen, die sie der Kommission hinsichtlich der Umsetzung von Richtlinien in innerstaat-
liches Recht erteilen, 'klar und genau sein müssen' und 'die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften' oder weitere Vorschriften des nationalen Rechts sowie gegebenenfalls die 
Rechtsprechung der einzelstaatlichen Gerichte, mittels deren die Mitgliedstaaten ihre ver-
schiedenen Verpflichtungen aus der Richtlinie erfüllt zu haben glauben, 'eindeutig angeben 
müssen'1.  
 
Um die Qualität der Informationen über die Umsetzung von Unionsrichtlinien zu verbessern, 
muss die Kommission, wenn sie der Auffassung ist, dass Dokumente zur Erläuterung des 
Zusammenhangs zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen 
einzelstaatlicher Umsetzungsinstrumente erforderlich sind, im Einzelfall bei der Vorlage der 
entsprechenden Vorschläge die Notwendigkeit und die Verhältnismäßigkeit der Übermittlung 
derartiger Dokumente begründen, wobei sie insbesondere die Komplexität der Richtlinie bzw. 
ihrer Umsetzung sowie den etwaigen zusätzlichen Verwaltungsaufwand berücksichtigt.  
 
In begründeten Fällen verpflichten sich die Mitgliedstaaten, zusätzlich zur Mitteilung von 
Umsetzungsmaßnahmen ein erläuterndes Dokument oder mehrere derartige Dokumente zu 
übermitteln, bei denen es sich um Entsprechungstabellen oder andere Dokumente, die dem 
gleichen Zweck dienen, handeln kann." 
 

                                                 
1 Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2009 in der Rechtssache C-427/07, 

Randnummer 107, und die dort zitierte Rechtsprechung. 
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Erklärung Maltas 
 
 
"Malta bedauert, dass der Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (Neufassung) den Druck, dem Malta ausgesetzt ist, weiter 
erhöhen wird. Die Angleichung der Rechte von Personen mit subsidiärem Schutzstatus an die 
Rechte von Flüchtlingen in den Bereichen medizinische Versorgung und Zugang zur Beschäf-
tigung wird für Malta zu weiteren Lasten führen, da die Zahl der Personen mit subsidiärem 
Schutzstatus auf der Insel unverhältnismäßig hoch ist.  
 
Malta erwartet, dass die anderen im Rahmen des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems zu 
erlassenden Rechtsakte der unterschiedlichen Asylsituation in den Mitgliedstaaten gebührend 
Rechnung tragen und zusätzliche Verpflichtungen vermieden werden, die sich am stärksten 
auf die Mitgliedstaaten auswirken werden, die bereits unverhältnismäßig hohe Verant-
wortlichkeiten im Asylbereich tragen, damit sichergestellt wird, dass das Gemeinsame Euro-
päische Asylsystem langfristig tragfähig ist.  
 
Malta wiederholt seine Forderung nach mehr Solidarität durch Umverteilung von Personen 
mit internationalem Schutzstatus innerhalb der EU als ein wirksames Mittel, den unver-
hältnismäßig hohen Druck, dem Malta aufgrund der Zahl von Personen mit internationalem 
Schutzstatus ausgesetzt ist, zu mindern und damit auch die Auswirkungen zu verringern, die 
die Neufassung der Richtlinie auf das Asylsystem Maltas haben wird." 

 
 
 
5. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 

Unterstützungsprogramm zur Weiterentwicklung der integrierten Meerespolitik  
PE-CONS 55/11 POLGEN 147 POLMAR 9 PESC 1216 COSDP 916 

AGRI 650 TRANS 256 JAI 700 ENV 732 PECHE 265 
CODEC 1582 

 

 Der Rat billigte die im Standpunkt des Europäischen Parlaments in erster Lesung enthaltene 

Abänderung und erließ den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung gemäß 

Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. (Rechts-

grundlage: Artikel 43 Absatz 2, Artikel 91 Absatz 1, Artikel 100 Absatz 2, Artikel 173 

Absatz 3, Artikel 175, Artikel 188, Artikel 192 Absatz 1, Artikel 194 Absatz 2 und Artikel 

195 Absatz 2 AEUV). 

 

Gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments und des Rates  
 
"Das Europäische Parlament und der Rat schließen die Möglichkeit nicht aus, in künftigen 
Programmen über das Jahr 2013 hinaus delegierte Rechtsakte auf der Grundlage entsprechen-
der Kommissionsvorschläge vorzusehen." 
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Gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 
 
"Nach Artikel X wird die Finanzausstattung für die Durchführung des Unterstützungs-
programms zur Weiterentwicklung einer Integrierten Meerespolitik (IMP) für den Zeitraum 
2011-2013 auf 40 Mio. EUR festgesetzt. Es ist vorgesehen, dass dieser Betrag sich wie folgt 
zusammensetzt: 23,14 Mio. EUR aus dem Haushaltsplan für 2011 ohne Ausnutzung des in 
der Rubrik 2 des mehrjährigen Finanzrahmens verfügbaren Spielraums, 16,66 Mio. EUR ein-
schließlich einer Mittelzuweisung für technische Hilfe, die der Rat bei seiner Lesung des 
Haushaltsplans für 2012 gebilligt hat, und ein weiterer, in den Haushaltsplan für 2013 einzu-
setzender Betrag in Höhe von 200 000 EUR für technische Hilfe. 
 
Zu diesem Zweck müsste der Haushaltsplan 2011 geändert werden, um den entsprechenden 
Eingliederungsplan aufzustellen und die Mittel in die Reserve einzustellen. In die fest-
gestellten Haushaltpläne für 2012 und 2013 müssten die entsprechenden Beträge für diese 
Jahre einbezogen werden." 

 
 
TAGESORDNUNGSPUNKTE 
 
3. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Energie-

effizienz und zur Änderung und späteren Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 
2006/32/EG  
– Sachstandsbericht 

12046/11 ENER 256 ENV 582 TRANS 201 ECOFIN 454 RECH 252 
CODEC 1102 

16165/11 ENER 343 ENV 832 TRANS 290 ECOFIN 729 RECH 351 CODEC 1840 
 

Der Rat nahm den in Dokument 16165/11 enthaltenen Sachstandsbericht zur Kenntnis. 
 
 

4. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zu Leit-
linien für die transeuropäische Energieinfrastruktur und zur Aufhebung der Entschei-
dung Nr. 1364/2006/EG 
– Erläuterungen der Kommission 
– Erster Gedankenaustausch 

15813/11 ENER 330 CADREFIN 103 CODEC 1749 
16148/11 ENER 342 CADREFIN 116 CODEC 1834 

 
Der Rat nahm Kenntnis von den Erläuterungen des Kommissionsmitglieds Oettinger zu 
diesem Vorschlag und führte anschließend einen ersten Gedankenaustausch auf der Grund-
lage der beiden in Dokument 16148/11 enthaltenen Fragen. 
 
 

5. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Sicherheit von Offshore-Aktivitäten zur Prospektion, Exploration und Förderung von 
Erdöl und Erdgas 
– Erläuterungen der Kommission 

16175/11 ENER 344 ENV 833 MARE 1 COMAR 1 PROCIV 144 CODEC 1871 
 

Der Rat wurde über die wichtigsten Aspekte des obengenannten Verordnungsvorschlags 
unterrichtet. 

 
============== 


